
13. Beilage im Jahre 1964 zu den Sitzungsberichten
des XIX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 13

Gesetz
über eine Abänderung des Schulerhaltungsgesetzes 

(1. Schulerhaltungsgesetznovelle).

Der Vorarlberger Landtag hat beschlossen: 

Art. I

Das Schulerhaltungsgesetz, LGBl. Nr. 10/
1960, w ird abgeändert w ie  folgt:

1. Im Titel ist das W ort „Kindergärten" 
durch das W ort „Schülerheime" zu er­
setzen.

2. Im § 1 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten: 
„(2) ö ffen tlich e  Pflichtschulen  im Sinne 
d ieses G esetzes sind die vom  gesetzlichen  
Schulerhalter errichteten und erhaltenen  
V olks-, Haupt- und Sonderschulen, p o ly ­
technischen Lehrgänge sow ie  gew erb ­
lichen, kaufm ännischen und hausw irt­
schaftlichen Berufsschulen.
(3) A uf öffentliche übungsschulen  und 
öffentliche Ü bungsschülerheim e, d ie einer  
öffentlichen Schule zum  Zwecke lehrplan­
m äßig vorgeseh en er Ü bungen e in g eg lie ­
dert sind, findet d ieses  G esetz k ein e A n ­
wendung."

3. Im § 1 hat der Abs. 4 zu entfallen .

4. Im § 2 Abs. 2 sind die W orte „G esetz­
liche Schulerhalter sind" durch die W orte  
„Gesetzlicher Schulerhalter ist" zu erset­
zen.

5. Im § 2 Abs. 2 lit. a sind das W ort „Ge­
m einden“ durch das W ort „Gemeinde" zu 
ersetzen  und vor dem  W ort „hauswirt­
schaftlichen" d ie  W orte „polytechnischen  
Lehrgänge und die öffentlichen" einzu­
fügen.

6. Im § 5 hat der le tzte Satz zu entfallen .

7. Im § 6 hat der Abs. 1 zu lauten:
„(1) ö ffen tlich e  Sonderschulen —  im fo l­

gen d en  Sonderschulen genannt —  haben  
in  jen en  G ebieten zu bestehen , w o vo r­
aussichtlich ständig m indestens 30 sonder­
schulpflichtige Kinder w ohnen, denen der 
Schulw eg im H inblick auf ihren körper­
lichen und ge istigen  Zustand zumutbar 
ist."

8. Im § 6 Abs. 3 sind  die W orte „unterent­
w ickelte oder entwicklungsgeschädigte"

durch das W ort „behinderte" zu ersetzen.

9. Nach § 6 ist fo lgender § 6a einzufügen: 

„§ 6a
Polytechnische Lehrgänge

(1) ö ffen tlich e  polytechnische Lehr­
gänge —  im folgenden  polytechnische 
Lehrgänge genannt —  haben in jenen  
G ebieten  zu bestehen , w o  voraussichtlich  
ständig zehn schulpflichtige Kinder im  
neunten  Schuljahr ihrer a llgem ein en  
Schulpflicht, so w eit sie  d iese  nicht ander­
w eitig  erfüllen, im Um kreis von  einer  
G ehstunde w ohnen. Sofern gee ig n ete  
M assenbeförderungsm ittel zur V erfügung  
stehen , kann b ei Ermittlung der erforder­
lichen Schülerzahl d iese  Entfernung so  
w eit vergrößert w erden, als den Schul­
pflichtigen der Schulw eg noch zumutbar 
ist.

(2) Polytechnische Lehrgänge können  
sow ohl als se lbstän dige Schule als auch 
im organisatorischen Zusam m enhang mit 
V olks-, Haupt- und Sonderschulen sow ie  
öffentlichen gew erblichen, kaufm änni­
schen oder hauswirtschaftlichen Berufs­
schulen bestehen."

10. Im § 7 Abs. 1 hat d ie lit. a zu lauten:
,,a) als öffentliche fachliche gew erbliche  
und kaufm ännische Berufsschulen für der 
gew erblichen  oder kaufm ännischen Be­
rufsschulpflicht u nterliegende Personen  
einer bestim m ten Berufsrichtung oder 
einer Gruppe verw andter Berufsrichtun­
gen  —  im fo lgen den  fachliche Berufs­
schulen genannt —  oder".

11. Im § 7 Abs. 1 lit. b sind die W orte „ge­
w erblichen und kaufm ännischen Lehr­
linge" durch d ie W orte „der gew erblichen  
oder kaufm ännischen Berufsschulpflicht 
unterliegenden  Personen" zu ersetzen.

12. Im § 7 Abs. 2 sind d ie W orte „berufs­
schulpflichtigen gew erblichen  und kauf­
m ännischen Lehrlinge" durch d ie W orte  
„der gew erblichen  oder kaufm ännischen  
Berufsschulpflicht unterliegenden  Perso­
n en “ und die W orte „eine voraussichtlich
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ständige Schülerzahl v o n  m indestens 90 
Lehrlingen vorhanden ist" durch die 
W orte „voraussichtlich ständig m inde­
stens 90 Schüler vorhanden sind" zu er­
setzen.

13. Im § 7 hat der Abs. 3 zu lauten:
„(3) Nach M aßgabe des Bedarfes sind  
fachliche Berufsschulen entw eder als ganz­
jährige Berufsschulen oder, erforderlichen­
falls unter A ngliederung ein es Schüler­
heim es, als lehrgangsm äßige Berufsschu­
len  oder als sa isonm äßige Berufsschulen  
zu führen."

14. Im § 7 Abs. 4 sind das W ort „Lehrlinge" 
durch das W ort „Schüler" zu ersetzen  
und vor dem  W ort „Berufsschule" die 
W orte „anderen fachlichen Berufsschule 
oder einer allgem einen" einzufügen.

15. Im § 7 Abs. 5 und 6 ist das W ort „Lehr­
linge" durch das W ort „Schüler" zu er­
setzen.

16. Im § 10 sind dem  Abs. 1 fo lgende Sätze 
anzufügen:
„Die B eistellung der erforderlichen Leh­
rer ob liegt dem  Land. Für die K osten des  
Lehrerpersonalaufwandes hat das Land 
in sow eit aufzukom m en, als d iese  K osten  
nicht vom  Bund zu tragen sind."

17. Im § 10 Abs. 2 haben d ie W orte „sow ie  
die Gebäude der den Schulen a n geg lie­
derten Schülerheim e und Tagesschul­
heime" zu entfallen.

18. Im § 11 Abs. 4 sind im ersten  Satz nach 
dem  W ort „Sonderschulen" d ie W orte  
„sow ie die polytechnischen Lehrgänge und 
lehrgangsm äßigen Berufsschulen", im  
zw eiten  Satz nach dem  W ort „Sonder­
schulen“ ein  Beistrich und die W orte  
„polytechnischen Lehrgängen und lehr­
gangsm äßigen  Berufsschulen" und im  
vierten  Satz vor dem  W ort „gew erb­
lichen" die W orte „polytechnischen Lehr­
gängen  sow ie bei" einzufügen.

19. Im § 11 hat der Abs. 5 zu lauten:
„(5) A ls staatliche Sym bole sind in jeder  
Schule ein  Bild des Bundespräsidenten  
und in jedem  Klassenraum  das Bundes­
und Landeswappen anzubringen, ü b erd ies  
ist in  allen  K lassenräum en ein  Kreuz an­
zubringen."

20. Im § 11 hat der Abs. 6 zu lauten:
„(6) Inner- oder außerhalb des Schul­
gebäudes können für den Schulleiter und  
die Lehrer sow ie  für den Schulwart W oh ­
nungen vorgeseh en  werden."

21. Im § 11 sind im b isherigen  A bs, 6, der 
nunm ehr d ie Bezeichnung „Abs. 7" erhält, 
im ersten  Satz das W ort „M indesterfor­
dernisse" durch das W ort „Erfordernisse" 
zu ersetzen  und nach dem  W ort „Berufs­
vertretu ngen “ die W orte „unter Bedacht
nahm e auf d ie Erfahrungen der techni­
schen W issenschaften" einzufügen. Ferner 
hat der zw eite  Satz zu entfallen .

22. Im § 12 ist dem  Abs. 1 folgender Satz an­
zufügen: „Diese G enehm igung ersetzt die 
B au bew illigung."

23. Im § 12 Abs. 2 sind  nach dem  W ort „ist" 
die W orte „nach A nhörung der zum  In­
vestition sau fw and  beitragspflichtigen oder 
voraussichtlich beitragspflichtigen G e­
m einden (§ 18 Abs. 3)" einzufügen.

24. Im§ 12 haben die Abs. 3 und 4 zu lauten: 
„(3) V or G enehm igung des Bauplanes 
kann die Bezirksverw altungsbehörde auf 
A ntrag oder v on  A m ts w egen  feststellen , 
ob ein  Grundstück für die Erstellung oder 
Erweiterung ein es Pflichtschulgebäudes 
oder son stiger Schulliegenschaften g e ­
e ign et ist.
(4) D ie Bezirksverw altungsbehörde hat 
vor einer Entscheidung nach Abs. 1 b is 3 
bei V olks-, Haupt- und Sonderschulen so ­
w ie  b ei polytechnischen Lehrgängen den  
Bezirksschulrat, b ei Berufsschulen den  
Landesschulrat zu hören."

25. Im § 13 Abs. 2 sind im ersten  und zw eiten  
Satz nach dem  W ort „Sonderschulen" die 
W orte „und polytechnischen Lehrgängen" 
einzufügen. Ferner sind im zw eiten  Satz 
die W orte „ein V ertreter des Bezirks­
schulrates" durch die W orte „der Bezirks­
schulinspektor" und die W orte „ein V er­
treter des Landesschulrates" durch die 
W orte „der Berufsschulinspektor" zu er­
setzen.

26. Im § 14 Abs. 2 sind im zw eiten  Satz nach 
dem  W ort „Sonderschulen" die W orte  
„sow ie b ei polytechnischen Lehrgängen" 
einzufügen.

27. Im § 15 Abs. 4 hat der zw eite  Satz zu 
lauten:
„Bei Personen, d ie der gew erblichen  oder 
kaufm ännischen Berufsschulpflicht unter­
liegen , Ist  statt d es W ohnortes der Be­
triebsstandort maßgebend."

28. Dem  § 15 ist fo lgender Abs. 7 anzufügen: 
„(7) D en Schulpflichtigen sind jen e Per­
sonen  gleichzuhalten, d ie nach den  die 
Schulpflicht regelnden  Vorschriften zum
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freiw illigen  Besuch einer Pflichtschule b e­
rechtigt sind .“

29. Im § 16 Abs. 3 sind im ersten  Satz nach 
dem  W ort „Volksschulen" d ie W orte „und 
der polytechnischen Lehrgänge" einzu ­
fügen.

30. Im § 17 Abs. 2 sind das W ort „Lernmittel­
beitrag" jew eils  durch d ie W orte „Lern- 
und A rbeitsm ittelbeitrag" und das W ort 
„Lernmittel" durch das W ort „Lern- und 
Arbeitsm ittel" zu ersetzen.

31. Im § 17 hat der Abs. 3 zu entfallen .

32. Im § 19 Abs. 2 hat der zw eite  Satz zu 
entfallen .

33. Dem § 19 ist folgender Abs. 4 anzufügen: 
„(4) W enn auf Grund bisher ge le isteter  
Schulerhaltungsbeiträge zum  In vestition s­
aufwand nachträglich durch die Errichtung 
einer neuen  Schule für die gem äß § 18 
Abs. 5 beitragspflichtigen G em einden Här­
ten  entstehen, kann die Landesregierung  
im Einzelfall d ie gesetzlich  vorgeseh en e  
Beitragspflicht in  angem essener W eise  
durch Bescheid abändern."

34. Im § 22 Abs. 5 sind nach dem  W ort „Son­
derschulen" d ie W orte „sow ie b ei p o ly ­
technischen Lehrgängen" einzufügen.

35. Dem § 23 ist folgender Abs. 4 anzufügen: 
„ (4) A uf s tillg e leg te  Schulen finden die 
Bestim m ungen der §§ 15 und 16 k ein e A n­
wendung."

36. Im § 25 ist vor dem  b isherigen  Abs. 4, der 
nunmehr die Bezeichnung „Abs. 5" er­
hält, folgender Abs. 4 einzufügen:
„(4) D ie Landesregierung kann nach A n­
hörung des Landesschulrates d ie A uflas­
sung einer öffentlichen Pflichtschule von  
A m ts w eg en  anordnen, w enn  d ie V oraus­
setzungen  für deren Bestand nicht m ehr 
gegeb en  sind."

37. Der II. Abschnitt hat zu lauten:

„II. Abschnitt 
öffentliche Schülerheime

§ 27
Begriffsbestimmung

(1) ö ffen tlich e  Schülerheim e sind nach 
den Bestim m ungen d ieses G esetzes zu 
errichten und zu erhalten.

(2) ö ffen tlich e  Schülerheim e im  Sinne 
d ieses G esetzes sind d ie vom  gesetzlichen  
H eim erhalter errichteten und erhaltenen  
Schülerheim e, d ie ausschließlich oder vor­

w iegen d  für Schüler von  Pflichtschulen b e­
stim mt sind.

(3) A uf öffentliche Schülerheim e, die 
ausschließlich oder vorw iegen d  für Schü­
ler von  übungsschulen  gem äß § 1 Abs. 3 
bestim m t sind, findet d ieses  G esetz k ein e  
A nw endung.

§ 28
Gesetzlicher Heimerhalter

(1) D ie Errichtung, Erhaltung und A uf­
lassung der öffentlichen Schülerheim e —  
im folgenden  Schülerheim e genannt —  
ob liegt den gesetzlichen  H eim erhaltern  
als Trägern von  Privatrechten.

(2) G esetzlicher H eim erhalter ist:
a) d ie G em einde für Schülerheim e, 

d ie ausschließlich oder v o rw ie­
gend für Schüler v on  V olk s- und  
Hauptschulen, polytechnischen  
Lehrgängen und hausw irtschaft­
lichen Berufsschulen bestim m t 
sind;

b) das Land für Schülerheim e, d ie  
ausschließlich oder vorw iegen d  
für Schüler von  Sonderschulen  
so w ie  v o n  gew erblichen  und  
kaufm ännischen Berufsschulen  
bestim m t sind.

§ 29
Errichtung, Erhaltung und Auflassung 

von Schülerheimen
(1) Schülerheim e können entw eder  

selbständig oder im organisatorischen Zu­
sam m enhang mit einer öffentlichen Pflicht­
schule bestehen .

(2) D ie Bestim m ungen des § 2 Abs. 3 
und 4, § 3 Abs. 1, § 9, § 10, § 11 Abs. 1 
bis 3 sow ie  6 und 7, der §§ 12 b is 14, 18 
und 21 b is 25 finden auf Schülerheim e 
nach M aßgabe der Abs. 3 und 4 sinngem äß  
A nw endung.

(3) Unter Erhaltung ein es Schülerhei­
m es ist auch die B eistellung der erforder­
lichen Erzieher zu verstehen .

(4) Für die in  einem  Schülerheim  un­
tergebrachten Schüler darf ein  für das 
Schülerheim  a llgem ein  und höchstens k o ­
stendeckend festzusetzender Beitrag für 
Unterbringung, V erpflegung und Betreu­
ung eingehob en  werden."

38. Im § 32, der die Bezeichnung „§ 30" er­
hält, ist das W ort „Kindergärten" durch 
das W ort „Schülerheime" zu ersetzen.

39. Im § 33, der d ie Bezeichnung „§ 31" er­
hält, sind im  Abs. 1 im ersten  Satz das
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W ort „Kindergärten" durch das W ort 
„Schülerheime" und im zw eiten  Satz das 
W ort „Kindergärten" durch das W ort 
„Schülerheimen" zu ersetzen.

40. Im § 34, der d ie Bezeichnung „§ 32" er­
hält, haben die W orte „sow ie öffentlicher 
Kindergärten und öffentlicher Horte" zu 
entfallen.

Art. II

(1) D ieses G esetz tritt —  m it A usnahm e  
der Bestim m ungen über die polytechnischen  
Lehrgänge —  nach A blauf des T ages der 
Kundmachung in  Kraft.

(2) D ie Bestim m ungen über d ie polytech­
nischen Lehrgänge treten am  1. Septem ber 
1966 in Kraft.

B e r i c h t

Der W irkungsbereich des Bundes und der 
Länder auf dem  G ebiete der Errichtung, Erhal­
tung und A uflassung der öffentlichen Pflicht­
schulen w urde als T eillösung der Erneuerung 
des österreichischen Schulrechts bereits durch 
das Schulerhaltungs-K om petenzgesetz, BGBl. 
Nr. 162/1955, neu festgelegt, wonach im w e ­
sentlichen  an stelle  der paktierten G esetz­
gebung (Gleichberechtigung von  Land und 
Bund) dem  Bund die G rundsatzgesetz­
gebung, den Ländern d ie A usführungsgesetz­
gebung und die V ollz ieh un g in d iesen  A n ge­
legen heiten  zukam. A uf der G rundlage d ie­
se s  V erfassun gsgesetzes w urde das Pflicht
schulerhaltungs-G rundsatzgesetz, BGBl. Nr. 
163/1955, und in Vorarlberg als A usführungs­
gesetz  das Schulerhaltungsgesetz, LGBl. Nr. 
10/1960, erlassen.

D ie durch das vorgenannte V erfassun gs­
gesetz  geschaffene K om petenzlage w urde  
durch d ie Schulreform 1962 (Bundesverfas­
sungsgesetz, m it dem  das Bundes-V erfassungs- 
gesetz in der Fassung von  1929 hinsichtlich des 
Schulw esens abgeändert wird, BGBl. Nr. 215/ 
1962) grundsätzlich beibehalten. Das Schul
erhaltungs-G rundsatzgesetz w urde jedoch  
durch die Pflichtschulerhaltungs-Grundsatz
g esetz-N ovelle  1963, BGBl. Nr. 87/1963, ab­
geändert, um einerseits der Einführung der 
polytechnischen Lehrgänge Rechnung zu tra­
g en  und andererseits d ie A usdrucksw eise an 
d iejen ige der n euen  Schulgesetze an zuglei­
chen. Dadurch wird nunmehr auch ein e N o ­
vellieru ng des Schülerhaltungsgesetzes er­
forderlich.

G leichzeitig so ll auch die A usführungs­
regelung zur Grundsatzbestim m ung des R eli­
gionsunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 190/1949, 
in  der Fassung der R eligionsunterrichtsgesetz- 
N o v e lle  1962, BGBl. Nr. 243/1962, über das 
A nbringen ein es K reuzes in den  K lassenräu­
m en in das Schulerhaltungsgesetz eingebaut 
werden.

A us A nlaß der 1. Schulerhaltungsgesetz­
n o v e lle  können auf Grund der inzw ischen g e ­

w onnenen  Erfahrungen w eitere  Bestim m ungen  
des Schulerhaltungsgesetzes verbessert w er­
den.

Da es sich b ei der vorliegend en  N o v e lle  
um zahlreiche Ä nderungen handelt, durch die 
der T ext des b isherigen  G esetzes unübersicht­
lich wird, ist in A ussicht genom m en, das Schul­
erhaltungsgesetz se inerzeit neu kundzum a­
chen.

Im einzeln en  w ird bemerkt:

Zu A rtl 
Zu Z. 1:

D ie bisher im II. Abschnitt des Schulerhal­
tu n gsgesetzes behandelte Errichtung und Er­
haltung der öffentlichen K indergärten so ll in 
einem  eigen en  K indergartengesetz geregelt  
w erden (vgl. Landtagsbeilage 12/1964). Dem ­
entsprechend so ll das W ort „Kindergärten" 
aus dem  Titel gestrichen werden. Da das 
Schulerhaltungsgesetz nicht nur d ie Schulen, 
sondern auch die Schülerheim e regelt, er­
scheint es richtig, d ies auch im T itel des G e­
setzes zum Ausdruck zu bringen, zum al auch 
im Art. 14 B.-VG. die Schülerheim e im Abs. 3 
lit. c gesondert behandelt w erden.

Zu Z. 2:
D ie Definition der „öffentlichen Pflicht­

schule" im Abs. 2 muß w eg en  der Einführung 
der polytechnischen Lehrgänge ergänzt w er­
den und so ll überdies m it Art. 14 Abs. 6 B.-VG. 
in Ü bereinstim m ung gebracht und daher auf 
den „gesetzlichen Schulerhalter" und nicht 
auf den „Rechtsträger" ab gestellt w erden.

Da gem äß Art. 14 Abs. 5 lit. a B.-VG. die 
A n gelegen h eiten  der im Abs. 3 genannten  
übungsschulen  und Übungsschülerheim e in 
G esetzgebung und V ollziehung Bundessache 
sind, m üssen  sie  von  der G eltung des Schul­
erhaltu ngsgesetzes ausgenom m en w erden.

Zu Z. 3:
Der b isherige § 1 Abs. 4 des Schulerhal­

tu n gsgesetzes ist durch die in  Z. 2 vorgenom ­
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m ene N eufassung des Abs. 3 überholt und so ll 
daher entfallen.

Zu Z. 4:
H ier so ll in Ü bereinstim m ung mit dem  neu  

gefaßten § 28 Abs. 2 (vgl. Z. 37) e in e sti­
listische V erbesserung vorgenom m en w erden.

Zu Z.5:
D ie Abänderung ist durch Z. 4 bedingt, 

während sich die Ergänzung aus der Einfüh­
rung der polytechnischen Lehrgänge ergibt.

Zu Z. 6:
Da die Beschränkung auf zehn Kilom eter 

bei Benützung v o n  M assenbeförderungsm it­
teln  in der Praxis zu Schw ierigkeiten geführt 
hat und andererseits nicht erforderlich er­
scheint, so ll d iese  Bestim m ung entfallen .

Zu Z. 7:
D iese N eufassung so ll d ie Ü bereinstim ­

mung des Schulerhaltungsgestzes m it den Be­
stim m ungen über die O rganisation der Son­
derschule herbeiführen. D ie im geltend en  § 6 
Abs. 1 lit. a bis c angeführten Arten der Son­
derschule um fassen nämlich nicht a lle  m ög­
lichen Arten, w ie  sie  sich aus § 25 Abs. 2 lit. a 
bis j des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. 
Nr. 242/1962, bzw. § 7 Abs. 2 des Pflichtschul­
organisationsgesetzes, LGBl. Nr. 36/1963, er­
geben.

Zu Z. 8:
D iese Ä nderung bedeutet ebenfalls eine  

A ngleichung an die A usdrucksw eise der 
Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz- 
N o v elle  1963 bzw. des Pflichtschulorganisa­
tionsgesetzes, LGBl. Nr. 36/1963.

Zu Z. 9:
H ier wird in einem  neuen § 6 a geregelt, 

unter w elchen  V oraussetzungen  polytech­
nische Lehrgänge errichtet w erden  m üssen. 
Damit w ird der Bestim m ung des Grundsatz­
gesetzes (§ 4 a), wonach öffentliche polytech­
nische Lehrgänge unter Bedachtnahm e auf eine  
für die Schulführung erforderliche M indest­
schülerzahl in solcher Zahl und an solchen  
Orten zu b esteh en  haben, daß a lle  schulpflich­
tigen Kinder im neunten Schuljahr ihrer a ll­
gem einen  Schulpflicht, sow eit sie  d iese  nicht 
anderw eitig  erfüllen, bei einem  ihnen zum ut­
baren Schulw eg den polytechnischen Lehrgang 
besuchen können, Rechnung getragen.

Zu Z. 10 bis 12:
Der b isherige Begriff „Lehrlinge" so ll in  

A ngleichung an d ie  Bestim m ungen des Grund­
satzgesetzes fa llen  ge la ssen  und durch den

Begriff „der Berufsschulpflicht unterliegende  
Personen" ersetzt werden, w e il es  neben  den  
Lehrlingen noch andere berufsschulpflichtige 
Personen gibt.

Zu Z. 13:
Durch d iese  A bänderung so ll die A u s­

drucksw eise des Pflichtschulorganisations­
gesetzes  übernom m en w erden.

Zu Z. 14:
D iese Ergänzung so ll zum Ausdruck brin­

gen, daß fachliche Berufsschulklassen sow ohl 
einer anderen fachlichen Berufsschule als auch 
einer a llgem ein en  Berufsschule angeschlossen  
w erden können.

Zu Z. 15:
D iese Ä nderung dient ebenfalls der Erzie­

lung einer einheitlichen  A usdrucksw eise.

Zu Z. 16:
D ie Bestim m ung, daß die B eistellung der 

erforderlichen Lehrer dem  Land obliegt, ist 
durch das G rundsatzgesetz vorgeschrieben  
(§ 10). D ie b isherige Fassung g ing davon  aus, 
daß unter Schulerhaltung im Sinne des Schul
erhaltungs-K om petenzgesetzes, BGBl. Nr. 162/ 
1955, nur d ie Aufbringung des Sachaufwandes 
sow ie  des Personalaufw andes für die H ilfs­
kräfte zu versteh en  sei. D em gegenüber ist den  
Erläuternden Bem erkungen der R egierungs­
vorlage zum Schulorganisationsgesetz (733 der 
B eilagen  zu den  stenographischen Protokol­
len  des N ationalrates IX. GP.) zu § 13 zu ent­
nehm en, daß durch die N eu fassun g des Art. 14 
B.-VG. durch das B undesverfassungsgesetz, 
BGBl. Nr. 215/1962, „der Begriff der Schul­
erhaltung w eiter  gefaßt w ird als d ies durch 
das bisher gelten d e Schulerhaltungs-K om pe
ten zgesetz der Fall war und nunm ehr auch die 
V orsorge für das n otw endige Lehrpersonal 
einschließt".

Der le tzte Satz des vorgeseh en en  § 10 
Abs. 1 so ll k larstellen , daß das Land den Leh­
rerpersonalaufw and nur sow eit zu tragen hat, 
als nicht der Bund —  auf Grund der Bestim ­
m ungen des F inanzausgleichsgesetzes —  für 
d iese  K osten aufkommt.

Zu Z. 17:
D ie Bestim m ungen über die Schülerheim e 

so llen  nunm ehr im II. Abschnitt zusam m en­
gefaßt w erden.

Zu Z. 18:
D iese A bänderung beruht auf der Ein­

führung der polytechnischen Lehrgänge.
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Zu Z. 19:
Das G rundsatzgesetz schreibt im § 7 Abs. 2 

vor, daß als staatliche Sym bole zum indest in 
jedem  K lassenraum  das Bundesw appen und in 
jeder Schule ein  Bild des Bundespräsidenten  
anzubringen sind. Da in einem  Bundesstaat 
auch d ie Länder kraft e igen en  Rechtes Staats­
gew alt ausüben, kom m t auch ihnen  der Cha­
rakter von  Staaten zu. Im Art. 1 Abs. 2 der 
V orarlberger Landesverfassung w ird d ies aus­
drücklich gesagt. D ieser Tatsache w ürde es  
entsprechen, w enn auch die analogen  staat­
lichen Sym bole des Landes, nämlich ein  Bild 
des Landeshauptm annes und das Landeswap­
p en  angebracht würden, zum al es sich b ei den  
Pflichtschulen nicht um Bundeseinrichtungen  
handelt. Da jedoch im alem annischen Raum  
jegliche A nklänge an Personenkult, w ie  er b e­
sonders in  M onarchien oder D iktaturen üblich  
ist, abgelehnt w erden, so ll nur die Anbringung  
des Landeswappens in den K lassenräum en  
vorgeschrieben und von  der A nbringung ein es  
Bildes des Landeshauptm annes (Staatsober­
haupt des Landes) ab gesehen  werden.

Im Zuge des Begutachtungsverfahrens ha­
ben der V orarlberger G em eindeverband und  
die Kammer der gew erblichen W irtschaft für 
Vorarlberg dennoch d ie A uffassung vertreten, 
daß in jeder Schule auch ein  Bild des Landes­
hauptm annes angebracht w erden  so llte , w eil 
dam it der föderalistische G edanke dokum en­
tiert w erde, w as gerade b ei der Schuljugend  
n otw endig  sei.

W ie bereits im a llgem einen  Teil des B e­
richtes erwähnt wurde, so ll in der 1. Schul­
erhaltu ngsgesetznovelle  auch die in der R eli­
g ion sunterrichtsgesetz-N ovelle 1962 enthal­
tene Grundsatzbestim m ung, wonach in  Schu­
len, in denen die M ehrzahl der Schüler einem  
christlichen R eligionsbekenntnis angehört, in 
allen  K lassenräum en ein  Schulkreuz anzubrin­
gen  ist, ausgeführt w erden. Da in  Vorarlberg  
w ohl auch in fernerer Zukunft d ie  M ehrheit 
der Schüler aller öffentlichen Pflichtschulen  
einem  christlichen R eligionsbekenntnis an ge­
hört, so ll im A usführungsgesetz über das 
G rundsatzgesetz h inausgehend bedingungslos  
bestim m t werden, daß in a llen  K lassenräum en  
ein  Kreuz anzubringen ist.

Zu Z. 20:
H ier w ird der zw eite  Satz des b isherigen  

§ 11 Abs. 5 w ied ergegeben . Der erste Satz so ll 
im Hinblick auf d ie N eu fassung des II. A b­
schnittes entfallen.

Zu Z. 21:
D ie b isherige Form ulierung „auf den je ­

w eilig en  Stand der technischen Entwicklung

Bedacht zu nehmen" ist b ei strenger A u s­
legung im  Hinblick auf d ie rasch fortschrei­
tende technische Entwicklung nur schwer 
durchzuführen. S ie so ll daher durch d ie in  der 
4. B auordnungsnovelle, LGBl. Nr. 40/1962, und 
auch in der M usterbauordnung verw en dete  
Form ulierung „nach den Erfahrungen der 
technischen W issenschaften" ersetzt w erden. 
H iebei kann auch auf d ie b isherige Bestim ­
mung, daß auf d ie b esteh en den  bau-, feuer- 
und sanitätspolizeilichen  Vorschriften Bedacht 
zu nehm en ist, verzichtet w erden.

Ferner so ll das W ort „M indesterforder­
nisse" durch den  der Praxis näher stehenden  
Begriff „Erfordernisse" ersetzt w erden.

Zu Z. 22:
Da b ei der Durchführung des Schulerhal­

tu n gsgesetzes Z w eifel aufgetaucht sind, ob 
neben der G enehm igung des Bauplanes gem äß  
§ 12 auch noch ein e gesond erte B aubew illi­
gung erforderlich ist, so ll e ind eu tig  k lar g e ­
ste llt w erden, daß ein e solche nicht m ehr not­
w en dig  ist. D iese A uffassung hat d ie Vorarl­
berger Landesregierung auch b ei der N eu ­
kundm achung der Landesbauordnung, LGBl. 
Nr. 49/1962, vertreten  (vgl. Art. III lit. d).

Zu Z. 23:
Nach der b isherigen  R egelung steht den 

nach § 18 zum Investitionsaufw and beitrags­
pflichtigen oder voraussichtlich beitragspflich­
tigen  G em einden b ei Schulbauten keinerlei 
M itwirkungsrecht zu. D ie beitragspflichtigen  
G em einden haben daher mehrfach darüber 
K lage geführt, daß sie  b ei N eu - oder Um bau­
ten  von  Schulen w ohl m itzahlen, aber nicht 
m itreden dürfen. D iesem  w oh l berechtigten  
Vorw urf so ll dadurch b egegn et w erden, daß 
d iejen igen  G em einden, d ie  zum In vestition s­
aufwand beizutragen haben, vor Durchfüh­
rung des Bauvorhabens angehört w erden  m üs­
sen.

Zu Z. 24:
Durch die Einfügung des Abs. 3 so ll h in­

künftig —  w ie  es  b isher schon vorgekom m en  
ist —  verhindert w erden, daß sich b ei der Bau­
verhandlung, nachdem  die ganze Bauplanung  
bis ins D etail durchgeführt w urde und dafür 
erhebliche K osten erw achsen sind, heraus­
stellt, daß der vorgeseh en e Bauplatz aus 
irgendw elchen Gründen nicht g ee ig n et ist und  
als Folge davon  e in e  nochm alige Planung er­
forderlich ist. Nunm ehr so ll d ie M öglichkeit 
bestehen , schon vor der Projektverfassung die  
Eignung des in- A ussicht genom m enen Grund­
stückes behördlich festste llen  zu lassen . Da­
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durch können den  G em einden a llenfalls un­
n ötige Planungskosten  erspart w erden.

D ie Ä nderung des b isherigen  Abs. 3 —  
nunmehr Abs. 4 —  ist durch die Einführung 
der polytechnischen Lehrgänge bedingt.

Zu Z. 25:
D iese Ergänzung ist im Hinblick auf d ie  

Einführung der polytechnischen Lehrgänge 
notw endig.

Durch die w eitere  A bänderung so ll d ie Zu­
ziehung ein es Pädagogen  gew äh rle istet und  
damit der im seinerzeitigen  Einspruch der 
Bundesregierung g eg en  § 13 Abs. 2 des Schul­
erhaltungsgesetzes geltend  gem achten Grund­
satzw idrigkeit, d ie das Bundesm inisterium  
für Unterricht im Zuge des Begutachtungsver­
fahrens neuerlich au fgezeigt hat, Rechnung g e ­
tragen w erden.

Zu Z. 26:
D iese Ergänzung ergibt sich ebenfalls zu ­

fo lge der Einführung der polytechnischen Lehr­
gänge.

Zu Z. 27:
Die vorgeseh en e N eu fassung des § 15 

Abs. 4 entspricht der n euen  G rundsatzbestim ­
mung des § 13 Abs. 7.

Zu Z. 28:
A uf Grund der Bestim m ungen des Schul­

pflichtgesetzes, BGBl. Nr. 241/1962, sind b e­
stim m te Personen unter den dort genannten  
V oraussetzungen  zum fre iw illigen  Besuch oder 
W eiterbesuch der Pflichtschule berechtigt, ob­
w ohl s ie  nicht m ehr schulpflichtig sind. D ie­
ser Rechtslage so ll durch die v orgeschlagene  
N eufassung des Abs. 7 Rechnung getragen  
werden.

Zu Z. 29:
Hier handelt e s  sich w iederum  um  eine  

durch die Einführung der polytechnischen  
Lehrgänge bedingte Ergänzung.

Zu Z. 30:
D iese Ä nderung dient der Ü bereinstim ­

mung mit der A usdrucksw eise des Grundsatz­
gesetzes.

Der Vorarlberger G em eindeverband hat im  
Zuge des Begutachtungsverfahrens angeregt, 
die Bestim m ung des § 17 Abs. 2 auch auf die 
p o ly tech n isch en  Lehrgänge und d en  Koch­
unterricht in  den Schulen auszudehnen. D ie­
sem  W unsch kann nicht entsprochen w erden, 
w eil e in e solche R egelung dem  § 14 des 
G rundsatzgesetzes w idersprechen würde.

Zu Z. 31:
Der Abs. 3 so ll im H inblick auf d ie N eu ­

regelung der Schülerheim e im II. Abschnitt 
entfallen .

Zu Z. 32:
D ie im § 19 Abs. 2 zw eiter Satz enthaltene  

Bestimm ung, daß b ei berufsschulpflichtigen  
Lehrlingen statt des W ohnortes der Beschäf­
tigungsort m aßgebend ist, besitzt im § 19 k eine  
Berechtigung, w e il hier nur von  Schulen von  
G em einden d ie Rede ist. Berufsschulpflichtige 
Lehrlinge gibt es nur an gew erblichen  und  
kaufm ännischen Berufsschulen, d ie hinsichtlich  
der Schulerhaltungsbeiträge im § 20 geregelt  
sind. Dort ste llt der Abs. 2 aber bereits auf 
den  Beschäftigungsort ab, w eshalb  der g e ­
nannte Satz entfallen  kann.

In d iesem  Zusam m enhang w äre zu über­
legen , ob das Land nicht auf d ie gem äß § 20 
von  den G em einden zum Erhaltungsaufwand  
für gew erbliche und kaufm ännische Berufs­
schulen zu le isten den  B eiträge in  der H öhe  
des halben  B etriebsaufw andes verzichten  
sollte , w e il damit der verhältn ism äßig hohe  
V erw altungsaufw and, der durch die zeitrau­
bende Berechnung und V erum lagung des hal­
ben  Betriebsaufw andes auf die einzeln en  G e­
m einden entsteht, w egfa llen  würde. A ls A u s­
gleich  dafür könnte etw a  ein e entsprechende 
H erabsetzung der Landesbeiträge zum Per­
sonalaufw and der G em eindekindergärten in 
Betracht gezogen  w erden. D erzeit w erden  den  
G em einden 50 Prozent des K indergartenperso­
nalaufw andes ersetzt.

Zu Z. 33:
In der b isherigen  Praxis haben sich Fälle 

ereignet, in denen d ie besteh en de Rechtslage 
zu H ärten und U ngerechtigkeiten  führt. So ist 
es vorgekom m en, daß d ie S itzgem einde ein es  
H auptschulsprengels das m it den Beiträgen der 
übrigen Sprengelgem einden  errichtete G e­
bäude nunm ehr als V olksschule verw endet, 
ein  n eu es H auptschulgebäude b aut und n euer­
lich d ie Beiträge verlangt. H ier m üßte w ohl 
ein  entsprechende Anrechnung der b isherigen  
B eiträge erfolgen. In einem  . anderen Fall 
w urde ein  H auptschulsprengel g e te ilt  und 
ein e n eu e Hauptschule errichtet. H ier w äre es  
naheliegend , daß d ie b isherige Sitzgem einde  
als Ersatz für d ie em pfangenen B eiträge zum  
n eu en  G ebäude einen  an gem essenen  Beitrag  
le istet.

Im neu  vorgeseh en en  Abs. 4 so ll daher die 
Landesregierung erm ächtigt werden, in so l­
chen Fällen, abweichend von  der gesetzlich  
vorgeschriebenen  Beitragspflicht, B illigk eits­
entscheidungen zu treffen.
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Zu Z. 34:
D iese Ergänzung ist w egen  der Einführung 

der polytechnischen Lehrgänge notw endig.

Zu Z. 35:
Es erscheint notw endig, e in e  ergänzende  

R egelung über die Schulsprengel von  still­
geleg ten  Schulen zu treffen. E inerseits muß 
jed e Schule, also auch ein e stillge leg te , e inen  
Schulsprengel haben, andererseits können Kin­
der nur zum Besuch einer Schule verpflichtet 
werden, in deren Sprengel sie  fallen. D ieser  
M angel so ll dadurch behoben w erden, daß die  
Bestimm ung, daß jede Schule auch einen  Schul­
sprengel haben muß, auf s tillg e leg te  Schulen 
nicht anzuw enden ist.

Zu Z. 36:
Durch d iese Ergänzung w ird § 11 Abs. 2 des 

Pflichtschulerhaltungs-G rundsatzgesetzes in 
der geltenden  Fassung angeführt.

Zu Z. 37:
Bisher galten  gem äß § 1 Abs. 3 Schulerhal­

tungsgesetz Schülerheim e und Tagesschul­
heim e hinsichtlich der Errichtung, Erhaltung 
und A uflassung als B estandteile d e r . öffent­
lichen Pflichtschule, der sie  angegliedert w a ­
ren. A uf Grund der Bestim m ungen des Art. 14 
B.-VG. und der son stigen  schulrechtlichen Be­
stim m ungen ist e s  erforderlich, den Begriff 
„Schülerheime" —  den Begriff T agesschul­
heim e gibt es  nicht mehr —  neu zu definieren  
(§ 27 Abs. 2). Da die b isherigen  Bestim m un­
gen  des Schulerhaltungsgesetzes über die Er­
richtung und Erhaltung der öffentlichen Kin­
dergärten in die R egierungsvorlage über ein  
K indergartengesetz (Landtagsbeilage 12/1964) 
eingebaut wurden, w ird der II. Abschnitt des 
Schulerhaltungsgesetzes frei und kann der 
Aufnahm e der Bestim m ungen über die öffent­
lichen Schülerheim e dienen.

Bregenz, am 26. M ai 1964

D ie im  § 27 Abs. 3 genannten  Schülerheim e 
sind gem äß Art. 14 Abs. 5 lit. b B.-VG- h in ­
sichtlich G esetzgebung und V ollz ieh un g Bun­
dessache und m üssen daher von  der G eltung  
des Schulerhaltungsgesetzes ausgenom m en  
w erden.

Zu § 28 w ird  bem erkt, daß als gestzlicher  
H eim erhalter d ie G em einde für jen e Schüler­
h eim e vorgeseh en  w erden soll, d ie  für Schüler 
von  Schulen bestim m t sind, deren gesetzlicher  
Schulerhalter gem äß § 2 gleichfalls d ie G e­
m einde ist. A nalog  dazu so ll für Schülerheim e, 
die für Schüler von  Schulen bestim m t sind, 
deren gesetzlicher Schulerhalter das Land ist, 
das ganze Land auch gesetzlicher H eim erhal­
ter sein.

Im § 29 Abs. 2 w erden  d iejen igen  Bestim ­
m ungen des I. A bschnittes aufgezählt, d ie  für 
die Errichtung und Erhaltung der öffentlichen  
Schülerheim e sinngem äß A nw endung finden  
sollen . Der Abs. 3 trägt dem  Um stand Rech­
nung, daß nunm ehr unter Erhaltung eines  
Schülerheim es nicht nur d ie A ufbringung des 
Sachaufwandes und des Personalaufw andes 
für die H ilfskräfte, sondern auch d ie B ei­
stellun g der erforderlichen Erzieher zu v er­
stehen  ist.

Zu Z. 38 bis 40:
Da die K indergärten hinkünftig nicht mehr 

im Schulerhaltungsgesetz, sondern in  einem  
eigen en  K indergartengesetz geregelt w erden  
sollen , so ll das W ort „Kindergärten" durch 
„Schülerheime" ersetzt w erden  bzw. in  der 
Z. 40 ganz entfallen .

Zu Art II:
Da d ie Bestim m ungen über d ie polytech­

nischen Lehrgänge auf Grund der Pflichtschul
erhaltungs-G rundsatzgesetz-N ovelle 1963 und  
auf Grund des § 16 Abs. 2 des Pflichtschul­
organ isation sgesetzes, LGBl. Nr. 36/1963, erst 
am 1. Septem ber 1966 in Kraft treten, muß d ies  
auch für das vorliegen d e G esetz gelten .
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